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«Unentschuldbares Versagen»
Im Mai 1954 deckte der «Beobachter» die Hintergründe des Judenstempels auf

GEORG KREIS

Es ist ein historischer Moment. Am
7. Mai 1995 entschuldigt sich Bundes-
präsident Kaspar Villiger in der Sonder-
session zum Kriegsende vor 50 Jahren
für die damalige Schweizer Flüchtlings-
politik – «im Wissen darum, dass solches
Versagen letztlich unentschuldbar ist».
Und er erwähnt dabei auch, dass sich
die Schweiz im Herbst 1938 an der Ein-
führung des sogenannten Judenstempels
in deutschen Pässen beteiligt hat: einer
Massnahme, um jüdische Bürgerinnen
und Bürger, die aus Deutschland und
Österreich fliehen wollten, an der Ein-
reise zu hindern.

Bis zu dieser Entschuldigung der
Landesregierung muss ein langer Weg
zurückgelegt werden. An seinem An-
fang steht der Zeitungsartikel «Eine un-
glaubliche Affäre», den der «Schweizeri-
sche Beobachter» am 31. Mai 1954, ge-
stützt auf eben erst bekanntgewordene
deutsche Dokumente, veröffentlicht.Als
unglaublich erscheint die Angelegenheit
aus zwei Gründen: Erstens sind die Hin-
tergründe der Einführung des J-Stem-
pels bis dahin nicht bekannt gewesen,
und zweitens ist die restriktive Schwei-
zer Flüchtlingspolitik bereits etwas in
Vergessenheit geraten.

Eine grosse Amnesie

Die Wirkung des Artikels ist darum
gross, weil die Amnesie gross, das heisst
die Erinnerung bzw. das aktuelle Wissen
in dieser Sache klein ist. In der gleichen
Lage sollte sich die Schweiz später wie-
der finden, als erneut belastende Doku-
mente von aussen angeliefert wurden:
1960 die Neutralität betreffend, was den
Bonjour-Bericht auslösen, und 1996 zu
den «nachrichtenlosen Vermögen», was
dann zum Bergier-Bericht führen sollte.

Die seit den 1930er Jahren phasen-
weise heftig umstrittene Flüchtlings-
politik figuriert 1954 zunächst nicht
mehr auf der Agenda der öffentlichen
Debatte in der Schweiz. Während nach
1945 zu zahlreichen Politikbereichen
(Bekämpfung undemokratischer Be-
wegungen, Pressekontrolle, Landesver-
teidigung, Kriegswirtschaft) amtliche
Rechenschaftsberichte in Auftrag ge-
geben, publiziert und diskutiert worden
sind, blieb die Flüchtlingspolitik aus-
gespart. Zwar gab es auch dazu bereits
einen Bericht, doch von seiner Publika-
tion wurde 1951 abgesehen, damit nicht
wieder «Unruhe» in eine Frage komme,
«die heute wohl im Wesentlichen als ge-
regelt angesehen werden darf».

1954 jedoch löst der «Beobachter»
mit seinem Artikel genau diese Un-
ruhe wieder aus. Er legt dar, dass die

schweizerische Seite im September
1938 mit der Einführung eines allge-
meinen Visumszwangs für Einreisende
mit deutschen Pässen (wie im März 1938
für österreichische Pässe bereits einge-
führt) gedroht habe, was die deutsche
Seite aber vermeiden wollte; und dass
Heinrich Rothmund, Leiter der Polizei-
abteilung des Justiz- und Polizeidepar-
tements (EJPD), in der Folge auf «eine
im Leben unseres Rechtstaates vollkom-
men neue Idee» gekommen sei, nämlich
den Visumszwang auf deutsche Juden
mit einer «klar ersichtlichen» Markie-
rung ihrer Pässe zu beschränken.

Der «Beobachter» erwartet von der
Schweiz eine Klärung dieser Abspra-
chen und erklärt, sie müsse beweisen,
dass es nicht eines Anstosses von aussen
bedürfe, bis sie sich mit dieser «schwe-
ren Vorkriegshypothek» auseinander-
setze. Die NZZ reagiert auf die bekannt-
gemachte «Ungeheuerlichkeit» gelassen
und befindet, dass die vom «Beobach-
ter» aufgebrachte Sache nicht genügend
Aktualität und Interesse enthalte, um
nach sechzehn Jahren «in aller Breite»
darauf zurückkommen zu müssen.

Im Mai 1954 bringt die sozialdemo-
kratische Fraktion die Passregelung von
1938 sowie die während der Kriegsjahre
in der Flüchtlingspolitik eingenommene

Haltung in den Nationalrat. Ihr Spre-
cher, der Zürcher Hans Oprecht, Präsi-
dent der SP Schweiz, fordert eine um-
fassende Abklärung der Flüchtlingspoli-
tik seit 1933 und eine Distanzierung des
Bundesrats von der «Brandmarkung»
von 1938. Der einen Erwartung ent-
spricht die Landesregierung, indem sie
im Juli 1954 den ehemaligen Basler Poli-
zeidirektor und Rechtsprofessor Carl
Ludwig beauftragt, eine «objektive und
möglichst umfassende Darstellung» der
Flüchtlingspolitik zu erarbeiten.

Forderung nicht erfüllt

Die zweite Erwartung bleibt hingegen
unerfüllt. Bundesrat Markus Feld-
mann, Chef des EJPD, bestreitet die
Mitwirkung an der deutschen Visums-
regelung und sieht darum auch keinen
Grund für eine Entschuldigung. Es sei
allzu billig, aus den wesentlich einfache-
ren Verhältnissen von 1954 die im Lan-
desinteresse 1938 getroffenen Massnah-
men zu kritisieren. Zudem seien die
Passregelung und die Art der Grenz-
kontrolle im November 1938 im Natio-
nalrat bereits einmal eingehend erörtert
worden. Die Vorwürfe an Rothmunds
Adresse tut er als «Kopfjägerei» ab. Die
bundesrätliche Stellungnahme vom Juni

1954 folgt weitgehend der Darstellung,
die der direkt angegriffene Polizeidirek-
tor Rothmund bereits am 1. April 1954
in einem siebenseitigen, vom Bundesrat
gutgeheissenen Exposé der Presse hat
zukommen lassen. Darin erklärt er be-
zogen auf den J-Stempel: «Die Schweiz
hatte damit nichts zu tun.»

Dies ist schon deswegen unzutref-
fend, weil die Initiative für die Schaffung
einer neuen Passregelung eindeutig von
der Schweiz ausging. Was Rothmund zu
seinem persönlichen Anteil an der letzt-
lich getroffenen «Lösung» festhält, trifft
hingegen zu: Mehrfach hat er sich gegen
eine ausschliesslich gegen Juden gerich-
tete Massnahme ausgesprochen. Der
Bundesrat habe die Abmachung trotz-
dem genehmigt, womit er von der Ver-
antwortung entlastet sei.

Der «Beobachter» hat Rothmund in
diesem Fall ungerechtfertigt zum Haupt-
verantwortlichen erklärt und zudem, wie
später ausgeschlachtet wird, in einem
Punkt einen den deutschen Akten ent-
nommenen Satz irrtümlich ihm und
nicht dem deutschen Gesandten in Bern,
Otto Köcher, zugeschrieben. Dennoch
ist Rothmunds damaliges Handeln sehr
wohl problematisch: Es beschränkt sich
nicht auf das technokratische Manage-
ment des Flüchtlingswesens, sondern

weist eine antisemitische Grundierung
auf. Das zeigt etwa seine Formulierung
vom September 1938, das Land solle vor
der «Verjudung» geschützt werden.

Auf schweizerischer Seite sind 1938
mehrere Akteure beteiligt. In früheren
Rückblicken auf die Einführung dieser
Passregelung bleibt Bundesrat Johan-
nes Baumann, Vorsteher des Justiz- und
Polizeidepartements, sonderbar unbe-
achtet, obwohl er die Passfrage in den
Bundesrat gebracht hat. Und der für
die Aussenpolitik zuständige Bundesrat
Giuseppe Motta hat Rothmund offen-
bar zu verstehen gegeben, dass er seine
«kleinen Skrupel» in dieser Sache ruhig
zurückstellen könne. Nicht erstaunlich,
dass der anpassungsfreudige schweize-
rische Gesandte in Berlin, Hans Fröli-
cher, im August 1938 «unbedingt» eine
Regelung fordert, die es ermöglicht, ein-
reisende Emigranten zu «sieben».

Der irrtümlich auf Rothmund zu-
gespitzten «Beobachter»-Publikation
kommt das grosse Verdienst zu, eine
erste Debatte zur Klärung der schwei-
zerischen Flüchtlingspolitik während
der NS-Zeit eingeleitet zu haben. Ohne
sie gäbe es den allseits gelobten Ludwig-
Bericht nicht. Eine wichtige Grundlage
für diesen ist – Ironie der Geschichte –
der bereits bestehende, 1951 aber unter-
drückte Bericht.

Der im September 1957 veröffent-
lichte Ludwig-Bericht geht nicht auf die
Frage ein, wer auf schweizerischer Seite
welche Verantwortung für die Passrege-
lung von 1938 hatte. Das wird vom natio-
nalrätlichen Berichterstatter in der an-
schliessenden Parlamentsberatung vom
Januar 1958 bemängelt. Alles in allem
findet die restriktive Flüchtlingspolitik
der Jahre 1933 bis 1945 aber viel Ver-
ständnis. Der Bericht wird ohne expli-
zite Bewertung zur Kenntnis genom-
men, und die Vergangenheit wird ad acta
gelegt. Zu erneuten Auseinandersetzun-
gen und wesentlich kritischeren Beurtei-
lungen kommt es erst in den 1960er und
1990er Jahren und in diesem Zug auch
zu Bundespräsident Villigers Entschul-
digung von 1995.

Georg Kreis ist Autor einer ausführlichen Stu-
die zum Thema: Die Rückkehr des J-Stempels.
Zur Geschichte einer schwierigen Vergangen-
heitsbewältigung. Chronos-Verlag, 2000.
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Innerschweizer Spitäler überwinden den Kantönligeist
Das Kantonsspital Obwalden will sich einer Gruppe mit Kliniken aus Luzern und Nidwalden anschliessen

ERICH ASCHWANDEN, SARNEN

Unterschiedlicher hätte die Stimmung
nicht sein können. Vor zwei Wochen
erklärten die Gesundheitsdirektorin-
nen und -direktoren von St. Gallen
und der beiden Appenzell ernüchtert,
dass die Bemühungen für eine umfas-
sende Zusammenarbeit innerhalb der
Ostschweizer Spitallandschaft geschei-
tert seien. Bestens gelaunt verkündeten
ihre Regierungskollegen aus der Inner-
schweiz am 1. Mai, dass man in dieser
Region auf dem Weg zu einem umfas-
senden Spitalverbund sei.

Konkret hat der Kanton Obwal-
den am Montag eine Absichtserklärung
unterzeichnet, dass das Kantonsspital
Obwalden sich der Luzerner Kantons-
spital-Gruppe (Luks-Gruppe) anschlies-
sen will. Diese Gruppe umfasst neben
dem Kantonsspital Luzern mit seinen
drei Standorten Luzern, Sursee und Wol-
husen auch das Spital Nidwalden. Sie be-

schäftigt mehr als 8000 Mitarbeitende
und verfügt über 900 Akutbetten. Das
Kantonsspital Obwalden betreibt mit
rund 500 Mitarbeitenden 66 Betten.

Schrittweise Annäherung

Angesichts des Fachkräftemangels, der
immer stärkeren Spezialisierung der
Medizin und der Tatsache, dass die Fall-
zahlen für die Qualität eine immer wich-
tigere Rolle spielten, brauche Obwalden
eine zukunftsfähige Lösung, erklärt der
Obwaldner Landammann Christoph
Amstad (Mitte). «Für uns ist klar, dass
diese nur in einer stärkeren Zusammen-
arbeit mit Luzern, dem klaren Zentrum
in unserer Region, erfolgen kann.» Die
Chancen für eine erfolgreiche Koope-
ration und allenfalls Fusion in der Zen-
tralschweiz stehen nicht schlecht. Hier
erfolgt die Annäherung zwischen den
Spitälern schrittweise und geht von den
Kantonen selber aus.

So hat der Kanton Nidwalden diesen
Weg bereits hinter sich. Nachdem An-
fang der 2000er Jahre eine Fusion der
Kantonsspitäler Nidwalden und Obwal-
den gescheitert war, lehnte sich Nidwal-
den stark an Luzern an, was 2012 zur Bil-
dung einer gemeinsamen Spitalregion
führte. Im Juli 2021 wurde die Fusion
vollzogen und das Spital Nidwalden
ein Teil der Luks-Gruppe. Das hat etwa
dazu geführt, dass für gewisse Spezial-
gebiete in Stans keine Ärzte mehr ange-
stellt wurden, weil es zu wenige Patien-
ten gab. Stattdessen kommen die Spezia-
listen aus Luzern und halten ihre Sprech-
stunden im Spital Nidwalden ab.

Die Obwaldner Stimmbürger ent-
schieden sich 2012 hingegen für den
Alleingang und genehmigten an der
Urne über 40 Millionen Franken für
einen neuen Bettentrakt. Dies belastete
die Finanzen des kleinen Kantons wäh-
rend langer Zeit stark. Die Diskussionen
um das Kantonsspital im Hauptort Sar-

nen ebbten in den vergangenen Jahren
nie ab. Letztlich war die ungewisse Zu-
kunft der Klinik einer der Hauptgründe
dafür, dass die Gesundheitsdirektorin
Maya Büchi (FDP) im März 2022 abge-
wählt wurde.

Finanzen setzen Limiten

«Wir haben gezeigt, dass wir in der Zen-
tralschweiz eine erfolgreiche Zusam-
menarbeit zwischen den Spitälern auf die
Beine bringen könnten», erklärt Guido
Graf. Der Luzerner Gesundheitsdirek-
tor hat die Zusammenarbeit zwischen
Luzern und Nidwalden von Anfang an
forciert und konnte nun Obwalden ins
Boot holen. Die Verantwortlichen von
Luzern, Ob- und Nidwalden betonten
an der gemeinsamen Medienkonferenz,
dass alle Leistungen, die die Kantone bei
der Luks-Gruppe bestellen, auch finan-
zierbar sein müssten. Darin liegt die zen-
trale Herausforderung. Angesichts des

Fachkräftemangels in der Pflege, der
immer höheren Qualitätsanforderungen
und der fortschreitenden Digitalisierung
dürften künftig nicht mehr alle Spitäler
sämtliche medizinischen Leistungen an-
bieten können.

Spätestens wenn die Kantonsparla-
mente entscheiden müssen, welche Ab-
teilungen in «ihrem» Spital geschlossen
werden, kommt der Moment der Wahr-
heit. Die Luzerner Regierung möchte
nämlich am Standort Wolhusen vor
allem auf Rehabilitation und Orthopädie
setzen. Die Parteien von links bis rechts
sind mit dieser Einschränkung nicht ein-
verstanden. Sie möchten ins Spitalgesetz
schreiben, dass «mindestens eine ausrei-
chende, allen zugängliche ambulante
und stationäre medizinische Grund-
und Notfallversorgung angeboten wer-
den muss». Ähnliche Forderungen dürf-
ten in den Nachbarkantonen aufkom-
men, wenn auch dort das Leistungsange-
bot abgebaut werden soll.
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Zwei Verletzte nach unbewilligten Demonstrationen
Tausende Personen wollen am 1. Mai friedlich demonstrieren, doch der Tag der Arbeit wird einmal mehr von Chaoten gestört

LINDA KOPONEN

Eingeworfene Scheiben, ein rosarot ge-
färbter Alfred Escher und Gummischrot:
Auch der diesjährige 1. Mai wird den Zür-
cherinnen und Zürchern vor allem wegen
der Krawalle in Erinnerung bleiben. Da-
bei hatte alles friedlich angefangen.

Um 10 Uhr versammelten sich Tau-
sende von Demonstrantinnen und
Demonstranten auf dem Helvetiaplatz
im Kreis 4. Ihr Motto: «Frauenarbeit ist
mehr wert.» Damit wollten die Gewerk-
schaften nicht nur für den feministi-
schen Streik mobilisieren, sondern auch
für die Abstimmung über den Mindest-
lohn-Kompromiss in der Stadt Zürich.
Dort sind zwei Drittel der Beschäftig-
ten im Tieflohnbereich Frauen.

Der bewilligte Umzug führte vom
Helvetiaplatz über die Stauffacher-

strasse Richtung Hauptbahnhof und
von dort durch die Bahnhofstrasse und
zum Sechseläutenplatz. Die Rede von
SP-Nationalrätin Tamara Funiciello war
eine Kampfansage an die Arbeitgeber:
«Die Arbeit von Frauen ist der Motor
der Gesellschaft, er ist es wert, besser
bezahlt zu werden.» Man fordere nicht
mehr als das, was selbstverständlich sein
müsse: «Geld, Zeit und Respekt!»

Farbbeutel und Wasserballone

Während die Stimmung auf dem Sechse-
läutenplatz friedlich blieb, zeigte sich
entlang der Umzugsroute ein Bild der
Verwüstung. Unter die friedlichen
Demonstrierenden hatten sich auch
vermummte Chaoten gemischt. An
der Bahnhofstrasse schlugen sie meh-
rere Schaufenster ein und bewarfen die

Statue von Alfred Escher mit rosaroter
Farbe. Bei mindestens zwei Banken wur-
den Scheiben eingeschlagen. Zudem
warfen Demonstrierende Wasserballone
gegen die Einsatzkräfte.

Am Nachmittag kam es im Kreis 4
zu unbewilligten Nachdemonstratio-
nen. Kurz nach 15 Uhr formierte sich ein
Demonstrationszug beim Helvetiaplatz.
Dieser wurde von der Polizei im Gross-
aufgebot auf dem benachbarten Kanz-
leiareal sofort eingekesselt, doch die
Stimmung blieb aufgeladen. Die Polizis-
ten wurden von den Eingekesselten und
Gaffern mit Flaschen beworfen und ant-
worteten ihrerseits mit Reizgas, Gummi-
schrot und Wasserwerfern.

Mehrmals forderten die Einsatz-
kräfte die Personen auf dem Helve-
tiaplatz zum Gehen auf. Das taten sie
schliesslich auch – allerdings nicht so,

wie die Polizei es erhofft hatte. Um 16
Uhr 30 formierte sich ein zweiter unbe-
willigter Demonstrationszug. Etwa 100
Linksautonome zogen durch die Lang-
strasse Richtung Kreis 5. Die Polizei
hatte die Strasse bereits mit Einsatz-
wagen abgesperrt, und so begann ein
Katz-und-Maus-Spiel zwischen den Ein-
satzkräften und den Chaoten, die sich in
den Nebenstrassen verteilten.

200 Personen weggewiesen

Auf dieser Route kam es im Bereich
einer Baustelle zu Sachbeschädigungen
durch die Demonstrierenden, ehe diese
sich ins Zeughausareal zurückzogen. Ei-
nige mischten sich auch unter das fried-
liche 1.-Mai-Fest auf dem Kasernen-
areal – wohl in der Hoffnung, so der
Polizei zu entkommen. Gegen 17 Uhr

löste sich auch die Nachdemonstration
auf. Die Personenkontrollen auf dem
Kanzleiareal hingegen dauerten bis in
die Abendstunden.

Am Montagabend zog die Stadtpoli-
zei Zürich eine erste Zwischenbilanz
der Nachdemonstration. Der Einsatz
auf dem Kanzleiareal dauerte zu diesem
Zeitpunkt noch an. Bis 19 Uhr waren
jedoch bereits 11 Personen für weitere
Abklärungen auf eine Polizeiwache ge-
bracht worden. Zudem wurden über 200
Personen weggewiesen. Laut der Stadt-
polizei Zürich lagen ausserdem Meldun-
gen über zwei verletzte Personen vor.

Die Stadtpolizei wurde von der Kan-
tonspolizei Zürich mit personellen Mit-
teln, Gitterfahrzeugen und zwei Was-
serwerfern unterstützt. Beim Haupt-
bahnhof stand zudem die Bahnpolizei
im Einsatz.

Lorenz Keller, Präsident des Zürcher Gewerkschaftsbundes, hält die 1.-Mai-Demonstration für einen friedlichen, schönenAnlass – trotz dem Regen. ANNICK RAMP / NZZ

Zürichs «Mister 1. Mai»
Der Präsident des Gewerkschaftsbundes, Lorenz Keller, stört sich daran, dass immer nur über Gewalt und nicht über Politik geredet wird

FABIAN BAUMGARTNER

Die Frauen machen sich an der Spitze
des Demonstrationszugs bereit. «Frauen-
arbeit ist mehr wert» und «Die Revo-
lution ist feministisch» steht auf ihren
Transparenten am Helvetiaplatz. Der
Zürcher Gewerkschaftspräsident Lorenz
Keller spannt seinen weiss gepunkteten
Schirm auf und eilt zu den Frauen hin.
Noch ein paar letzte Worte, dann geht es
los. Die Frauen marschieren voran, Kel-
ler hält sich im Hintergrund.

Der 42-Jährige ist so etwas wie der
«Mister 1. Mai». Als Präsident des Ge-
werkschaftsbundes und Inhaber der
Bewilligung ist er für den Umzug ver-
antwortlich, der sich an diesem regne-
rischen Montag durch die Stadt schlän-
gelt. Es ist ein Anlass, den in Zürich
immer noch viele mit den Krawallen
verbinden und dem Bürgerliche mehr
als einmal den Garaus machen woll-
ten. Weshalb tut Keller das? Und wel-
che Bedeutung hat der Tag der Arbeit
heute noch?

So spektakulär wie umstritten

Keller ist Gewerkschafter durch und
durch, einen Grossteil seines Berufs-
lebens hat er bei Arbeitnehmerorga-
nisationen verbracht: zuerst als Kom-
munikationsverantwortlicher der Unia
Zürich-Schaffhausen, dann als Co-Ge-
schäftsleiter der Unia und seit zwei Jah-
ren als Präsident des Kantonalzürcher
Gewerkschaftsbunds. Er ist SP-Mitglied,
aber nicht typisch über die Juso politi-
siert, wie er sagt. Er war auch schon für
Agenturen und einen Energiekonzern

tätig, bei der FDP absolvierte er einst
ein Praktikum.

Irgendwann sagt er sich: «Ich will zu
den Guten, ich will für die richtige Seite
arbeiten.» Er selbst sei privilegiert auf-
gewachsen. «Ein Jobverlust beispiels-
weise hat mir nie wirklich Angst ge-
macht. Ich wollte an einen Ort, wo ich
etwas für Menschen tun kann.» Dieser
Ort wird für ihn die Unia, die grösste
Gewerkschaft der Schweiz.

2011 beginnt er dort. Es ist die Zeit,
als die Unia mit ebenso aufsehenerre-
genden wie umstrittenen Aktionen
von sich reden macht. Keller prägt die
medienwirksame Strategie mit: Die
erste Aktion, bei der er an vorders-
ter Front dabei ist, ist der sogenannte
«Urin-Streik» im Herbst 2011. Die Bau-
arbeiter bestreiken gemeinsam mit der
Unia die Baustelle an der Durchmesser-
linie unter dem Zürcher Hauptbahnhof.
Der Grund: Aus den Plumpsklos der
SBB-Wagen tropfen Fäkalien auf die
Arbeiter auf der Baustelle unter den
Gleisen herab.

Die Unia schliesst die Baustelle kur-
zerhand, lässt niemanden rein – auch
die SBB-Verantwortlichen nicht. Das
Bahnunternehmen reagiert geharnischt,
spricht sogar von Hausfriedensbruch.
Doch zeigt der Protest Wirkung: Nach
zwei Tagen Streik geben die SBB nach
und kündigen zusätzliche Massnahmen
zum Schutz der Bauarbeiter an – unter
anderem eine Urin-Abflussrinne.

Die Strategie der Gewerkschaft: Man
rüttelt auf, man prägt die öffentliche
Meinung und erkämpft sich einen besse-
ren Schutz für Bauarbeiter, Putzfrauen
und andere Tieflöhnerinnen.

Von Arbeitgeberseite hagelt es teil-
weise harsche Kritik, die Gewerkschaft
gehe erpresserisch vor, heisst es. Und:
In Wahrheit gehe es ihr nicht um die
Arbeiter, sondern um Einfluss, Macht
und Millionenaufträge.

Lorenz Keller sagt: «Wir haben die
Konfrontation nie gescheut. Aber es
ging nie um den Radau um des Radaus
willen. Es ging uns um die Sache, um
die Verbesserung von Arbeitsbedingun-

gen.» Die Aktionen hätten die Öffent-
lichkeit erst darauf aufmerksam ge-
macht, dass Menschen in der Schweiz
unter prekären Bedingungen und zu
Dumpinglöhnen arbeiten müssten.

Während vorne die Gewerkschafter
für bessere Löhne und Renten demons-
trieren, tönt es weiter hinten revolutio-
närer: «Eusi Strasse, eusi Quartier, wäg
mit de Yuppies, wäg mit de Schmier»
oder «Bullen, Bonzen, Banken, alle müs-
sen wanken», ist zu hören. Der Demons-
trationszug durch Zürich zieht sich in die
Länge. Um zu verhindern, dass er kom-
plett auseinandergerissen wird, muss die
Spitze zwischendurch anhalten. «Es ist

wie bei einer Handorgel», sagt Keller.
«Dass wir den Tag der Arbeit nach wie
vor begehen, ist nicht einfach Folklore.»
Themen wie die Gleichstellung oder der
Kampf für einen Mindestlohn, dafür
lohne es sich auf die Strasse zu gehen.
«Es sind immer noch viele Frauen und
Migranten, die unter miserablen Löhnen
und Arbeitsbedingungen leiden. Das
muss sich ändern», sagt Keller.

Der 1.-Mai-Umzug hat für ihn per-
sönlich aber noch eine andere Bedeu-
tung. Die Demonstration sei wie eine
Klassenzusammenkunft, es gebe wenige
Anlässe, wo man auf so viele Bekannte
treffe. Als Bewilligungsinhaber muss
Keller auch ein Auge auf die Sicherheit
haben. Denn eingereiht in den Marsch
durch die Stadt haben sich auch links-
extreme Gruppierungen wie der Revo-
lutionäre Aufbau, die vermummt und
mit viel Pyros, Rauch und Sprayereien
durch die Stadt ziehen.

Bei der Bahnhofstrasse gehen meh-
rere Scheiben zu Bruch. Ziel der Attacke
sind die Banken und die Geschäfte des
Chocolatiers Läderach und von H&M.

Wieso lässt man Linksextreme mit-
marschieren? Keller betont, man lehne
Gewalt ab. Er sagt aber: «Die 1.-Mai-
Demonstration ist in den letzten zehn
Jahren immer friedlich verlaufen.» Es
sei zudem kaum möglich, an einem
Umzug, der allen offenstehe, einzelne
Gruppierungen auszusortieren. Natür-
lich gebe es auch Positionen von Grup-
pen, die mitmarschierten, die er nicht
teile, aber «ich bin sicher nicht die Ge-
sinnungspolizei der Veranstaltung».

Keller stört, dass immer nur über
Gewalt und nicht über politische In-

halte gesprochen wird. «Es gibt eine
Art Kriegsberichterstattung am 1. Mai.
Aber das hat nichts mehr mit der Reali-
tät zu tun.» Vielleicht werde mal etwas
versprayt, aber das sei auch an jedem
anderen Tag möglich.

Ein Abschied

Als der Demonstrationszug auf dem
Sechseläutenplatz ankommt, steigt
Lorenz Keller auf die Bühne. Ihm
bleibt eine letzte Aufgabe: die Begrüs-
sung des Publikums. Grosse Ansprachen
sind nicht sein Ding. Ein paar Worte
bloss, dann übergibt er an die Rappe-
rin Big Zis, die den Anlass moderiert.
Keller steigt von der Bühne und stellt
sich ins Publikum. Er hört zu, wie die
SP-Nationalrätin Tamara Funiciello für
das Selbstbestimmungsrecht der Frauen
über ihre Körper spricht. Und wie sie
zum Frauenstreik am 14. Juni aufruft:
«Das ist eine Kampfansage.Wir sind ge-
kommen, um zu bleiben. Und wir for-
dern nicht nur die Hälfte des Kuchens.
Wir fordern die ganze Bäckerei.» Kel-
ler applaudiert.

Für ihn ist der diesjährige 1. Mai
auch eine Art Abschied. Es ist das
letzte Mal, dass er als Präsident des Ge-
werkschaftsbundes mittut. Bald wird er
sein Amt abgeben, weil er jetzt für eine
kleine Kommunikationsfirma arbeitet,
die Kampagnen für linke Parteien und
NGO macht. Mit seiner letzten 1.-Mai-
Kundgebung ist er zufrieden. «Trotz Re-
gen haben mehr als 10 000 Menschen
teilgenommen und damit ein Zeichen
für bessere Löhne, faire Renten und
Gleichstellung gesetzt.»

«Ich bin sicher nicht
die Gesinnungspolizei
der Veranstaltung.»
Lorenz Keller
Inhaber der Bewilligung
für den Umzug


